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Antrag 

der  Fraktion Die Linke 

Volkswagen darf die ostdeutschen Standorte nicht im Stich lassen: Sachsen muss   

weiterhin politischen Druck aufbauen – Staatsregierung in die Pflicht nehmen! 

 

Der Landtag möge beschließen: 

Die Staatsregierung aufgefordert,  

mit dem Ziel des langfristigen Erhalts der VW-Automobilstandorte und deren Zulieferunter-

nehmen in Sachsen sowie zur Sicherung der Beschäftigung und der Arbeitsplätze in der 

sächsischen Automobilindustrie  

1. mit den ihr zur Verfügung stehenden Möglichkeiten, Mitteln und Instrumenten im 

Rahmen ihrer Zuständigkeiten und politischen Verantwortung in strategischer 

Zusammenarbeit mit dem Bund und den weiteren betroffenen Bundesländern darauf 

hinzuwirken, dass 

• es zu keinerlei Schließungen von Volkswagen-Standorten sowie davon betroffener 

Zulieferunternehmen in Sachsen kommt und die dafür erforderliche Nachhaltig- und 

Zukunftsfähigkeit des Volkswagen-Konzerns schnellstmöglich erreicht wird.  

• zügig die erforderlichen Rahmenbedingungen dafür geschaffen werden, dass die 

Nutzung von E-Autos attraktiver und günstiger wird. 

• die Volkswagen AG endlich E-Auto-Modelle und Finanzierungsmodelle anbietet, die 

für alle bezahlbar sind.  

• die Ladenetz-Infrastruktur für E-Autos dichter und die Ladestrom-Preise deutlich 

gesenkt werden. 

2. im Zusammenwirken mit den Arbeitnehmervertretungen gegenüber dem Vorstand der 

Volkswagen-AG auf die schnellstmögliche Erarbeitung und Umsetzung eines Beschäfti-

gungssicherungskonzeptes für alle VW-Standorte in Sachsen hinzuwirken und mit den 

dafür zur Verfügung stehenden Mitteln und Förderinstrumenten aktiv zu unterstützen. 

3. die für das Meistern der Heraus- und Anforderungen einer zukunftsfähigen Automobil-

industrie erforderlichen Umschulungen, Fort- und Weiterbildungen für Beschäftige in 

Automobil- und Zulieferunternehmen aktiv zu fördern und zu unterstützen. 

4. gegenüber der Volkswagen AG die Finanzierung der in den Antragspunkten 2 und 3 

verlangten Maßnahmen des Beschäftigungsschutzes sowie der Umschulung, Fort- und 

Weiterbildung der Beschäftigten aus deren enormen Konzerngewinnen einzufordern. 
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Begründung: 

Der Ministerpräsident des Freistaates Sachsen, Michael Kretschmer, verkündete zuletzt bei 

seinem Besuch des VW-Werkes in Zwickau, dass der VW-Standort in Zwickau eine Zukunft 

hat. Zuvor schon war er mit seiner Forderung nach weitreichenden Vereinbarungen zum 

Erhalt der sächsischen VW-Standorte bei der Volkswagen-Konzernleitung angesichts des 

dessen sehr knappen Antwort, das alles bereits mit der Arbeitnehmervertretung bereits 

geregelt seien, förmlich abgeblitzt. Angesichts dieser Situation muss jetzt umso mehr – auch 

im Zusammenwirken mit dem Bund, dem Land Niedersachsen und weiteren Akteur:innen – 

der nötige politische Druck gegenüber dem VW-Konzern aufgebaut und aufrecht erhalten 

werden, um von der Konzernleitung endlich klare Zusagen für garantierte Produktions-

volumen, den Erhalt der Arbeitsplätze sowie für eine langfristige und  nachhaltige 

Beschäftigung der VW-Standorte in Sachsen zu erhalten. Mit der wiederholten – eher 

kontraproduktiven – Forderung von Ministerpräsident Kretschmer nach mehr Arbeits-

stunden für die VW-Beschäftigten, die nichts anderes bedeutet als eine klassische 

Lohnsenkung, wird das nicht erreicht. Für die Gläserne Manufaktur in Dresden muss 

schnellstens eine Vereinbarung her, damit langfristig und gemeinsam mit der hiesigen 

Exzellenzuniversität ein Forschungs- und Innovationszentrum entsteht, das möglichst vielen 

der Beschäftigten weiter einen guten und zukunftssicheren Arbeitsplatz bietet. Die 

Beschäftigten im gut ausgelasteten VW-Motorenwerk Chemnitz verdienen ebenso eine 

Perspektive, wie die vielen sächsischen Zulieferunternehmen von Volkswagen.  

Für die Fraktion Die Linke steht fest: Die Führung des VW-Konzerns darf die ostdeutschen 

VW-Standorte nicht im Stich lassen. In Sachsen gibt es kein privates Unternehmen, für das 

mehr Menschen tätig sind, als für den Volkswagen-Konzern, der immer noch Milliarden-

gewinne einfährt. Daher kann es nicht sein, dass bei VW in Wolfsburg Sonderschichten 

gefahren werden, während an den VW-Standorten in Sachsen ein Job-Abbau droht. 

Fest steht auch: In der Automobilindustrie läuft weltweit alles auf E-Mobilität zu. Für das 

hochmoderne Zwickauer VW-Werk ist klar, dass nur Elektromobilität die Zukunft bringt. Die 

Zukunftsfähigkeit der Volkswagen AG und deren bundesweiten Standorte – so auch in 

Sachsen – sowie der gesamten Automobil- und Zulieferindustrie in Sachsen wird 

maßgeblich davon abhängen, wie die Politik zur Erreichung der Klimaziele gestaltet wird. 

Dafür ist es unerlässlich, dass alle politischen und wirtschaftlichen Verantwortungsträger in 

Sachsen den dafür nötigen Transformationsprozess hin zur Elektromobilität schnellstens 

weiter vorantreiben und dass auch der Freistaat Sachsen die dafür nötigen 

Rahmenbedingungen schnellstmöglich schafft. Dazu gehört auch, dass es zügig attraktiver 

werden muss, ein E-Auto zu fahren: Volkswagen muss endlich E-Auto-Modelle anbieten, 

die für alle bezahlbar bzw. finanzierbar sind. Das Ladenetz muss dichter und der Preis für 

E-Auto-Ladestrom deutlich gesenkt werden.  
 

Dresden, den 28.10.2025  

 

 

 

 

Susanne Schaper 

Fraktionsvorsitzende 
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